
Oberlandesgericht Köln, 14 UF 65/14

02.09.2014

Oberlandesgericht Köln

14. Zivilsenat

Beschluss

14 UF 65/14

ECLI:DE:OLGK:2014:0902.14UF65.14.00

Datum:

Gericht:

Spruchkörper:

Entscheidungsart:

Aktenzeichen:

ECLI:

 
Amtsgericht Euskirchen, 14 F 301/13Vorinstanz:

 
Tenor:

1.

Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des
Amtsgerichts – Familiengericht – Euskirchen vom 6. März 2014 –
14 F 301/13 – aufgehoben.

Das Verfahren wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
an das Amtsgericht zurückverwiesen.

2.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Antragsteller zu
tragen.

3.

Diese Entscheidung ist hinsichtlich der getroffenen
Kostenentscheidung vorläufig vollstreckbar.

4.

Der Gegenstandswert für das Beschwerdeverfahren wird auf
8.500,-- € festgesetzt.

 
G r ü n d e : 1
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I.

Durch Beschluss vom 6. März 2014, auf dessen Inhalt wegen aller Einzelheiten,
insbesondere auch hinsichtlich der tatsächlichen Feststellungen, Bezug genommen wird, hat
das Familiengericht den Scheidungsantrag des Antragstellers mit der Begründung
zurückgewiesen, die beteiligten Eheleute lebten noch nicht ein Jahr voneinander getrennt.
Hiergegen wendet sich der Antragsteller mit seiner Beschwerde, mit der er seinen
Scheidungsantrag weiter verfolgt. Er vertieft und ergänzt sein erstinstanzliches Vorbringen
und macht geltend, das Familiengericht sei zu Unrecht von einer Trennung erst ab dem 22.
Juli 2013 ausgegangen. Vielmehr lebten die beteiligten Eheleute bereits seit Juli 2012
voneinander getrennt.

Die Antragsgegnerin tritt nunmehr im Beschwerdeverfahren dem Scheidungsantrag nicht
mehr entgegen, nachdem seit dem vom Familiengericht angenommenen Trennungstermin
ein Jahr vergangen ist. Sie begehrt jedoch die Zurückverweisung des Verfahrens an das
Familiengericht im Hinblick auf eine dort inzwischen unter dem 3. Juli 2014 eingereichten
Stufenantrag zum nachehelichen Unterhalt, den sie als Verbundantrag behandelt wissen
möchte. Außerdem möchte sie erreichen, dass dem Antragsteller die Kosten des
Beschwerdeverfahrens auferlegt werden. Sie macht geltend, der im Vertrag vom 16. März
1994 erklärte und notariell beurkundete Unterhaltsverzicht sei aus bestimmten Gründen
gemäß § 242 BGB unwirksam.

Der Antragsteller beantragt,

die angefochtene Entscheidung zu ändern und die am 18. März 1994 vor dem
Standesbeamten des Standesamts in L unter der Heiratsregister Nr. 00/1994 geschlossene
Ehe der Beteiligten zu scheiden.

Die Antragsgegnerin beantragt,

das Verfahren gemäß § 146 FamFG an das erstinstanzliche Gericht zurückzuverweisen und
dem Antragsteller die Kosten des Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
zwischen den Beteiligten gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen verwiesen, die sämtlich
Gegenstand der mündlichen Verhandlung waren.

II.

Die zulässige Beschwerde hat insoweit Erfolg, als der Senat gemäß § 146 Abs. 1 S. 1
FamFG gehalten ist, die angefochtene und in ihrer rechtlichen Würdigung nicht zu
beanstandende Entscheidung des Amtsgerichts aufzuheben und das Verfahren zur weiteren
Erledigung an das Familiengericht zurückzuverweisen. Die Entscheidung des Amtsgerichts
ist aufzuheben, weil dem Scheidungsbegehren des Antragstellers jetzt zu entsprechen ist.
Die Scheidungsvoraussetzungen gemäß den §§ 1565 Abs. 1, 1566 BGB liegen nunmehr vor,
weil die Beteiligten seit dem 22. Juli 2013 vonein-ander getrennt leben, das Trennungsjahr
jetzt verstrichen und die Ehe der Beteiligten auch nach dem Sachvortrag der Antragsgegnerin
gescheitert ist.

Der Senat teilt die Auffassung des Familiengerichts, dass der Antragsteller die Vor-
raussetzungen für ein Scheitern der Ehe in erster Instanz nicht schlüssig dargelegt hat. Denn
nach seinem eigenen Sachvortrag war es so, dass die Voraussetzungen einer
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Härtefallentscheidung nach § 1565 Abs. 2 BGB ersichtlich nicht vorlagen und die Beteiligten
vor dem am 22. Juli 2013 erfolgten Auszug der Antragsgegnerin aus der Ehewohnung
innerhalb der Ehewohnung nicht voneinander getrennt gelebt haben. Der Senat nimmt die
diesbezüglichen, durch das Beschwerdevorbringen nicht entkräfteten Gründe der
angefochtenen Entscheidung ausdrücklich als richtig in Bezug. Unstreitig teilten sich die
Eheleute noch bis Juli 2013 das gemeinsame Schlafzimmer, unstreitig hat man bis Juli 2013
miteinander gemeinsam gewirtschaftet, unstreitig hat die Antragsgegnerin den Haushalt
geführt, unstreitig hat man noch gemeinsame geschäftliche Termine wahrgenommen, und
zwischen den Beteiligten ist überdies unstreitig, dass sich der Antragsteller selbst noch
Anfang des Jahres 2013 darum bemüht hat, einen Termin bei der Eheberatung zu
vereinbaren. Bei dieser Sachlage kann keine Rede davon sein, die Eheleute hätten ihre
Lebensbereiche vor Juli 2013 voneinander getrennt, die Lebensgemeinschaft der Ehegatten
habe daher schon vor Juli 2013 nicht mehr bestanden und es habe daher nicht erwartet
werden können, dass die Ehegatten sie wiederherstellen.

Ist demnach das Familiengericht zu Recht davon ausgegangen, im Zeitpunkt der damaligen
mündlichen Verhandlung sei das Trennungsjahr im Sinne des § 1565 BGB nicht abgelaufen
gewesen, ist die hiernach in ihrer rechtlichen Deduktion nicht zu beanstandende
Entscheidung des Familiengerichts dennoch aufzuheben, weil die Eheleute zwischenzeitlich
ein Jahr getrennt leben und folglich die widerlegbare Vermutung des § 1565 Abs. 1 BGB gilt.
Die Ehe der Beteiligten ist nunmehr zu scheiden, weil auch die Antragsgegnerin – so ist ihr
Sachvortrag in der Beschwerdeerwiderung zu verstehen – nunmehr der Scheidung zustimmt
und die Wiederherstellung einer dem Wesen der Ehe entsprechende Lebensgemeinschaft
nicht zu erwarten ist. Die Scheidungssache ist folglich gemäß § 146 Abs. 1 S. 1 FamFG zur
Wahrung des in § 137 Abs. 1 Nr. 2 FamFG vorgesehenen Verbundes von Scheidung und
Folgesachen an das Familiengericht zurückzuverweisen. Dort steht im Sinne des § 146 Abs.
1 S. 1 FamFG eine Folgesache zur Entscheidung an, weil die Antragsgegnerin von dem
Antragsteller die Zahlung von Unterhalt verlangt und vom Amtsgericht im Verbund zu klären
ist, ob das Unterhaltsbegehren schlüssig vorgetragen ist oder ihm etwa der in dem notariellen
Vertrag aus dem Jahre 1994 vereinbarte Unterhaltsausschluss entgegensteht. Dass die
Antragsgegnerin den diesbezüglichen Stufenantrag erst im Juli 2014 anhängig gemacht hat,
steht dem nicht entgegen, weil der Begriff des Anstehens im Sinne des § 146 Abs. 1 S. 1
FamFG nicht die Anhängigkeit oder Einleitung des Verfahrens voraussetzt (vergleiche OLG
Brandenburg, Beschluss vom 21. Mai 2012 in dem Verfahren 9 UF 19/12, veröffentlicht unter
anderem in FamRZ 2013, 317 f. und juris, dort Rn. 20; Thomas/Putzo-Hüßtege, ZPO, 35.
Auflage 2014, § 146 FamFG Rn. 3 und Keidel/Weber, FamFG, 18. Auflage 2014, § 146 Rn.
4). Durch die Zurückverweisung tritt der Scheidungsverbund nach §§ 137 Abs. 1, 142 Abs. 1
FamFG wieder ein, und die Frist des § 137 Abs. 2 FamFG beginnt neu zu laufen (OLG
Düsseldorf, Beschluss vom 26. August 2010 in dem Verfahren 7 UF 70/10, veröffentlicht
unter anderem in FamRZ 2011, 298 ff. und juris).

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat in Anwendung des Rechtsgedankens des § 97
Abs. 2 ZPO der Antragsteller zu tragen. Es entspricht der ganz herrschenden Meinung in der
Rechtsprechung und dem juristischen Schrifttum schon zum alten Recht, dass der in der
damaligen Berufungsinstanz wegen zwischenzeitlichen Ablaufs des Trennungsjahres
obsiegenden Partei je nach den Umständen des Falles in entsprechender Anwendung des §
97 Abs. 2 ZPO die Kosten des Berufungsverfahrens auferlegt werden konnten (vergleiche die
Nachweise in der unter anderem in FamRZ 1997, 347 f. veröffentlichten Entscheidung des
Bundesgerichtshofs vom 4. Dezember 1996). § 97 Abs. 2 ZPO bringt nämlich einen
allgemeinen, analogiefähigen Grundsatz zum Ausdruck. Die analoge Anwendung dieser nach
§ 113 Abs. 1 S. 2 FamFG auch in Fällen der vorliegenden Art anwendbaren Vorschrift ist
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insbesondere dann gerechtfertigt, wenn – wie hier – der Scheidungsantrag ohne schlüssigen
Vortrag zu den Voraussetzungen des § 1565 Abs. 2 BGB vor Ablauf des Trennungsjahres
gestellt wurde und das Obsiegen in der Rechtsmittelinstanz letztlich auf bloßem Zeitablauf
beruht. Das hatte schon nach altem Recht seinen Grund darin, dass der Prozessgegner im
Hinblick auf die zwischenzeitlich außer Kraft getretene Vorschrift des § 617 ZPO keine
Möglichkeit hatte, nach Ablauf des Trennungsjahres der Kostenbelastung durch ein sofortiges
Anerkenntnis im Sinne des § 93 ZPO zu entgehen. Nach Inkrafttreten des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist
dies in Anbetracht des in § 127 FamFG postulierten Amtsermittlungsgrundsatzes nicht
anders, weil § 113 Abs. 4 Nr. 6 FamFG in Ehesachen die Vorschriften der
Zivilprozessordnung über das Anerkenntnis ausdrücklich für nicht anwendbar erklärt.
Demgemäß entspricht es auch heute allgemeiner Meinung (vergleiche nur Keidel/Weber,
a.a.O. § 150 Rn. 12 und Prütting/Helms, FamFG, 2009, § 146 Rn. 7 und § 150 Rn. 22), dass
dem Rechtsmittelführer die Kosten des Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen sind, wenn das
Trennungsjahr erst in der zweiten Instanz abgelaufen ist.
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